MUSTER | ALLGEMEINES GLEICHBEHANDLUNGSGESETZ
Musterschreiben: AGG-Ansprüche im Beamtenverhältnis anmelden
Verwendung: Dieses Muster lässt sich für Benachteiligungen bei einer Bewerbung oder einem beruflichen Aufstieg, während eines laufenden Beamtenverhältnisses sowie für beide Fallgruppen verwenden. Die eckigen Klammern sind auszufüllen oder zu löschen. Für jeden eigenständigen Vorgang sollten Sachverhalt und Frist gesondert geprüft und dargestellt werden. Das Muster ersetzt keine Prüfung des Einzelfalls.


Absender
	
	      

	
	      

	
	      



An  
	
	      

	
	      

	
	      



Dienstherr 
Ort, Datum


Fristwahrende Geltendmachung von Ansprüchen nach § 15 Abs. 1 und Abs. 2 AGG [und Beschwerde nach § 13 AGG]

Sehr geehrte Damen und Herren,
hiermit mache ich wegen der nachstehend bezeichneten Benachteiligung Ansprüche nach § 15 Abs. 1 und § 15 Abs. 2 AGG in Verbindung mit §§ 1, 3, 7, 22 und 24 AGG geltend.
Art des Vorgangs (bitte ankreuzen):
[bookmark: Kontrollkästchen3]|_|  Bewerbung / Einstellung
Ich stehe seit [Datum] als [Statusamt / Funktion, Besoldungsgruppe] bei [Dienststelle / Dienstherr] in einem Beamtenverhältnis [auf Widerruf / Probe / Lebenszeit / Zeit]. [Bei Bewerbung oder Aufstieg: Ich habe mich am [Datum] auf [Stelle / Amt / Beförderung / Kennziffer] beworben bzw. wurde für diese Auswahl berücksichtigt.]
[Bei einer Bewerbung/Auswahl: Mit Schreiben / E-Mail / mündlicher Mitteilung vom [Datum], mir zugegangen am [Datum], wurde mir mitgeteilt, dass [Ablehnung, Nichtberücksichtigung, Ausschluss aus einer Stufe oder Besetzung mit einer anderen Person].]

|_|  beruflicher Aufstieg / Beförderung
…
|_|  Maßnahme oder Behandlung während meines laufenden Beamtenverhältnisses
Der beanstandete Vorgang ereignete sich am [Datum] / im Zeitraum von [Datum] bis [Datum]. Beteiligt waren [Personen und jeweilige Funktion, soweit bekannt]. Die konkrete Maßnahme, Entscheidung oder Unterlassung war: [genaue Beschreibung]. Davon habe ich am [Datum] erfahren.
[Bei einer Maßnahme im laufenden Dienst: Die Maßnahme betraf insbesondere [Aufgabenverteilung / Beurteilung / Beförderungsentscheidung / Fortbildung / Arbeitszeit oder Dienstplanung / Besoldung oder sonstige Leistung / Umsetzung oder Versetzung / Umgang am Arbeitsplatz / andere Beschäftigungsbedingung]. Sie wirkte sich für mich wie folgt aus: [konkrete Folgen].]

|_| mehrere der vorgenannten Vorgänge (jeden Vorgang bitte einzeln aufführen)

1. Betroffene Person und Vorgang
Falls mehrere Vorgänge geltend gemacht werden:
	Nr.
	Datum / Zeitraum
	Maßnahme oder Unterlassung
	Kenntnis erlangt am
	beteiligte Person / Stelle

	1
	
	
	
	

	2
	
	
	
	

	3
	
	
	
	

	4
	
	
	
	



Die Vorgänge führe ich einzeln auf, weil sich die maßgeblichen Tatsachen und die Frist für die Anspruchsanmeldung je nach Vorgang unterscheiden können. Eine rechtliche Einordnung als einheitlicher oder fortdauernder Vorgang bleibt einer Prüfung des konkreten Sachverhalts vorbehalten.
2. Geschütztes Merkmal und Zusammenhang mit der Behandlung
Ich sehe mich wegen [geschütztes Merkmal nach § 1 AGG: 
|_| Rasse oder ethnische Herkunft / 
|_| Geschlecht / Religion oder Weltanschauung /
 |_| Behinderung / 
|_| Alter / 
|_| sexuelle Identität] 
benachteiligt.
Die beanstandete Behandlung steht nach meiner Auffassung mit diesem Merkmal in Zusammenhang. Dafür sprechen insbesondere folgende konkrete Umstände:

[Indiz 1: Datum, beteiligte Person, möglichst genauer Wortlaut oder Dokument]
[Indiz 2: Vergleich mit einer Person in vergleichbarer Lage und deren Behandlung]
[Indiz 3: Abweichung von üblichen Kriterien, Abläufen oder früherer Behandlung]
[weitere konkrete Umstände]

[Bei einer Bewerbung / Auswahl: Das Anforderungsprofil erfülle ich nach meiner Auffassung, weil [konkrete Qualifikation]. Die Auswahlbegründung / Bewertung erscheint mir aus folgenden Gründen nicht nachvollziehbar oder uneinheitlich: [konkret]. Soweit einschlägig: Als schwerbehinderter Bewerber wurde ich nicht zu [Gespräch / entscheidender Auswahlstufe] eingeladen. Dazu verweise ich auf § 165 SGB IX; die Ausnahme einer offensichtlich fehlenden fachlichen Eignung lag nach meiner Auffassung nicht vor, weil [konkrete Begründung].]

[Bei Verhalten am Arbeitsplatz: Das Verhalten bestand aus folgenden konkreten Äußerungen oder Handlungen: [Wortlaut / Handlung, Datum, Ort, anwesende Personen]. Es trat [einmalig / wiederholt an den genannten Tagen] auf und wirkte sich auf meine dienstliche Situation wie folgt aus: [Folgen].]
Ich mache nicht lediglich eine aus meiner Sicht ungünstige Personalentscheidung geltend, sondern bezeichne die konkrete Behandlung und die Tatsachen, aus denen sich die Vermutung einer Benachteiligung wegen des genannten Merkmals ergeben soll.

3. Geltend gemachte Ansprüche nach § 15 AGG
a) Entschädigung wegen eines Nichtvermögensschadens – § 15 Abs. 2 AGG
Wegen der oben beschriebenen Benachteiligung mache ich eine angemessene Entschädigung in Geld nach § 15 Abs. 2 Satz 1 AGG geltend. Die Geltendmachung bezieht sich auf den / die unter Ziffer 1 bezeichneten Vorgang / Vorgänge.
[Optional: Nach Art und Schwere des Verstoßes, seinen Auswirkungen und den Umständen des Einzelfalls halte ich eine Entschädigung von [Betrag] Euro für angemessen. Die Bezifferung erfolgt vorsorglich und vorläufig; eine abschließende Bemessung bleibt vorbehalten.]

b) Ersatz eines Vermögensschadens – § 15 Abs. 1 AGG (nur bei konkretem Schaden ausfüllen)
Zusätzlich mache ich Ersatz des folgenden Vermögensschadens geltend, der mir durch den Verstoß entstanden ist: [Schadensposition, Zeitraum und Zusammenhang mit der Benachteiligung]. Der Schaden beläuft sich derzeit auf [Betrag] Euro und berechnet sich wie folgt: [Berechnung]. [Noch nicht abschließend bezifferbare Position: Berechnungsgrundlage und Grund der noch fehlenden Bezifferung angeben.]
[Den Absatz zu § 15 Abs. 1 löschen, wenn kein konkreter Vermögensschaden geltend gemacht wird. § 15 Abs. 1 und Abs. 2 betreffen unterschiedliche Schadensarten.]

4. Zusätzliche Beschwerde nach § 13 AGG – bei Benachteiligung im laufenden Dienst
[Nur verwenden, wenn eine Beschwerde nach § 13 AGG erhoben werden soll:]
Zugleich beschwere ich mich gemäß § 13 AGG bei der zuständigen Stelle darüber, dass ich im Zusammenhang mit meinem Beschäftigungsverhältnis wegen des oben bezeichneten Merkmals benachteiligt worden bin. Ich bitte darum, die Beschwerde zu prüfen und mir das Ergebnis mitzuteilen. Als zuständige Beschwerdestelle benenne ich [Stelle / Funktion].
Ich bitte außerdem um geeignete Maßnahmen, um die beanstandete Behandlung zu beenden, ihre Wiederholung zu verhindern und die dienstliche Situation zu klären. Konkret bitte ich um [gewünschte Abhilfe, z. B. Unterbindung bestimmter Verhaltensweisen / Überprüfung der Beurteilung oder Aufgabenverteilung / Sicherung eines diskriminierungsfreien Verfahrens / Gespräch mit der zuständigen Stelle].
Diese Beschwerde nach § 13 AGG erfolgt zusätzlich zur Geltendmachung der Ansprüche nach § 15 AGG. Sie soll diese Ansprüche nicht ersetzen. Ich bitte um vertrauliche Behandlung im rechtlich möglichen Umfang und darum, Nachteile wegen der Beschwerde oder der Unterstützung einer Beschwerde zu unterlassen; auf § 16 AGG wird hingewiesen.

5. Unterlagen und Antwort
Bitte bestätigen Sie den Eingang dieses Schreibens. Bitte teilen Sie mir mit, ob Sie die geltend gemachten Ansprüche erfüllen werden. Soweit ich Beschwerde nach § 13 AGG erhoben habe, bitte ich um Prüfung und Mitteilung des Ergebnisses.
Bitte sichern Sie die für die Prüfung relevanten Unterlagen und Aufzeichnungen. Soweit rechtlich zugänglich, bitte ich um Einsicht oder Überlassung insbesondere folgender Unterlagen: [Beurteilungen, Auswahl- und Bewertungsvermerke, Dienstpläne, Aufgabenverteilungen, E-Mails, Gesprächsvermerke, Beschwerde- oder Untersuchungsunterlagen, Dokumentation der Auswahlstufen].

Die Bitte um Unterlagen und Stellungnahme lässt die vorstehende Geltendmachung unberührt. Ich behalte mir vor, die Begründung nach Einsicht in zugängliche Unterlagen zu ergänzen.

Mit freundlichen Grüßen
Unterschrift

Anlagen (soweit vorhanden):
beanstandete Verfügung / Mitteilung / Beurteilung
E-Mails, Gesprächsnotizen oder sonstige Belege
Bewerbung / Ablehnung, falls einschlägig
weitere Anlagen ggf. benennen

Hinweise zur Anpassung und Frist
Zwei-Monats-Frist für Ansprüche nach § 15: Ansprüche nach § 15 Abs. 1 und 2 AGG müssen grundsätzlich innerhalb von zwei Monaten schriftlich geltend gemacht werden. Bei Bewerbung oder beruflichem Aufstieg beginnt die Frist mit Zugang der Ablehnung; in sonstigen Benachteiligungsfällen mit der Kenntnis von der Benachteiligung. Für mehrere Vorgänge sind Kenntniszeitpunkt und Frist jeweils konkret zu prüfen und vorsorglich einzeln zu dokumentieren. Eine Beschwerde nach § 13 AGG ersetzt die fristgerechte Anmeldung nach § 15 nicht. Maßgeblich ist § 15 AGG.
Textform und Zugangsnachweis: Das BAG lässt für die Geltendmachung Textform genügen; eine eigenhändige Unterschrift ist danach nicht zwingend. Ein Brief mit Zugangsnachweis oder eine E-Mail mit speicherbarem Inhalt und gesichertem Zugangsnachweis erleichtert den Beweis. (BAG, Urteil vom 27.01.2011 – 8 AZR 580/09, Rn. 23–24; BAG, Urteil vom 23.11.2023 – 8 AZR 212/22, Rn. 17–19.)
Anspruch konkret bezeichnen: Benenne die betroffene Maßnahme, das geschützte Merkmal, die tatsächlichen Umstände und die Folgen. Bei mehreren Maßnahmen diese einzeln auflisten. Für den immateriellen Anspruch muss der Betrag nach der BAG-Rechtsprechung nicht zwingend beziffert werden (BAG, Urteil vom 23.11.2023 – 8 AZR 212/22, Rn. 19).
§ 13-Beschwerde und § 15-Ansprüche auseinanderhalten: § 13 AGG gibt Beschäftigten das Recht, sich bei der zuständigen Stelle zu beschweren; die Beschwerde ist zu prüfen und ihr Ergebnis mitzuteilen. Sie ist eine zusätzliche Möglichkeit bei Benachteiligungen im Beschäftigungsverhältnis und ersetzt die Geltendmachung von Schadensersatz oder Entschädigung nicht. Siehe § 13 AGG.
Beamtenverhältnis: Das AGG gilt für Beamtinnen und Beamte nach Maßgabe von § 24 AGG entsprechend. Daneben können beamtenrechtliche Vorschriften und Rechtsschutzmöglichkeiten einschlägig sein. Siehe § 24 AGG.
Absatz 1 und Absatz 2 unterscheiden: § 15 Abs. 1 AGG betrifft den Ersatz eines Vermögensschadens; § 15 Abs. 2 AGG die angemessene Entschädigung für einen Nichtvermögensschaden. Die Höhe folgt keiner pauschalen Mindest- oder Regelentschädigung. Bei einer Nichteinstellung gilt die Obergrenze des § 15 Abs. 2 Satz 2 AGG unter den dort genannten Voraussetzungen.
Bewerbung und laufender Dienst: Bei einer Bewerbung oder Beförderung kann zusätzlich zeitkritischer beamtenrechtlicher Primärrechtsschutz erforderlich sein, wenn eine Ernennung oder Beförderung noch verhindert werden soll. Ein Anspruchsschreiben nach § 15 AGG sichert diese Chance nicht selbst. Bei dienstlichen Maßnahmen sind daneben die jeweils einschlägigen beamtenrechtlichen Rechtsbehelfs- und Ausschlussfristen gesondert zu prüfen.
Kein Schema für fortdauernde Vorgänge: Wiederholte oder fortdauernde Geschehnisse nicht pauschal als einen einheitlichen Dauertatbestand behandeln. Jeden relevanten Vorgang samt Datum und Kenntniszeitpunkt erfassen und die Frist anhand des konkreten Sachverhalts prüfen.
Quellen
§ 2 AGG – Anwendungsbereich
§ 13 AGG – Beschwerderecht
§ 15 AGG – Entschädigung und Schadensersatz
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